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Bundesgesetz Entwurf
über Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien 
(Züchtungstechnologiengesetz, NZTG)

vom [Datum]

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,
gestützt auf die Artikel 74 Absatz 1, 118 Absatz 2 Buchstabe a und 120 Absatz 2 der 
Bundesverfassung1,
in Ausführung des Übereinkommens vom 5. Juni 19922 über die Biologische 
Vielfalt und des Protokolls von Cartagena vom 29. Januar 20003 über die 
biologische Sicherheit zum Übereinkommen über die biologische Vielfalt,
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom [Datum]4,
beschliesst: 

1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen

Art. 1 Zweck
1 Dieses Gesetz soll: 

a. Mensch, Tier und Umwelt vor Missbräuchen im Bereich der neuen Züch-
tungstechnologien schützen;

b. dem Wohl von Mensch, Tier und Umwelt bei der Anwendung der neuen
Züchtungstechnologien dienen.

2 Es soll dabei insbesondere: 
a. die Gesundheit und die Sicherheit von Mensch, Tier und Umwelt schützen;
b. die biologische Vielfalt und die Fruchtbarkeit des Bodens dauerhaft erhalten;
c. die Achtung der Würde der Kreatur gewährleisten;
d. die Produktion von Erzeugnissen aus Pflanzen aus herkömmlicher Züchtung

schützen;
e. die Wahlfreiheit der Konsumentinnen und Konsumenten ermöglichen;
f. die Information der Öffentlichkeit fördern;

 

1 SR 101
2 SR 0.451.43
3 SR 0.451.431
4 BBl 20XX …
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g. der Bedeutung neuer Züchtungstechnologien und der wissenschaftlichen For-
schung in diesem Bereich für eine nachhaltige Produktion Rechnung tragen.

Art. 2 Gegenstand und Geltungsbereich
1 Dieses Gesetz regelt den Umgang mit Pflanzen, deren Erbmaterial mit neuen Züch-
tungstechnologien verändert wurde und die kein transgenes Erbmaterial enthalten 
(Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien).
2 Es regelt zudem den Umgang mit Stoffwechselprodukten und Abfällen dieser Pflan-
zen. 
3 Für Erzeugnisse, die aus Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien gewonnen wur-
den, gelten einzig die Kennzeichnungs- und Informationsvorschriften (Art. 14 Abs. 6 
und 18 Abs. 2 und 3).

Art. 3 Vorsorge- und Verursacherprinzip
1 Im Sinne der Vorsorge sind Gefährdungen und Beeinträchtigungen durch Pflanzen 
aus neuen Züchtungstechnologien frühzeitig zu begrenzen. 
2 Wer Massnahmen nach diesem Gesetz verursacht, trägt die Kosten dafür. 

Art. 4 Begriffe 
In diesem Gesetz bedeuten:

a. Pflanzen: vermehrungsfähige Pflanzen, einschliesslich Algen, sowie Pflan-
zenteile, Saatgut und anderes pflanzliches Vermehrungsmaterial; Pflanzen 
gleichgestellt sind Gemische, Gegenstände und Erzeugnisse, die solche ent-
halten;

b. neue Züchtungstechnologien: gentechnische Verfahren der gezielten Mutage-
nese und der gezielten Cisgenese;

c. gezielte Mutagenese: Verfahren, mit denen das Erbmaterial von Pflanzen an 
bestimmten Stellen geändert werden kann;

d. gezielte Cisgenese: Verfahren, mit denen arteigenes Erbmaterial an bestimm-
ten Stellen in das Erbmaterial von Pflanzen eingefügt werden kann;

e. arteigenes Erbmaterial: das gesamte Erbmaterial, das für die betreffende Art 
in der herkömmlichen Züchtung zur Verfügung steht;

f. transgenes Erbmaterial: Material, das nicht arteigen ist;
g. herkömmliche Züchtung: das Kreuzen und die Selektion nach natürlicher Re-

kombination, die Veränderung des Ploidie-Niveaus sowie die herkömmliche 
Mutagenese und die Zell- und Protoplastenfusion;

h. herkömmliche Mutagenese: Verfahren zur Veränderung des Erbmaterials von 
Pflanzen mittels Chemikalien oder Bestrahlung, die nach dem Stand der Wis-
senschaft und der Erfahrung als sicher gelten; 
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i. Umgang: jede Tätigkeit im Zusammenhang mit Pflanzen aus neuen Züch-
tungstechnologien, insbesondere das Herstellen, Freisetzen im Versuch, In-
verkehrbringen, Ausführen, Halten, Verwenden, Lagern, Transportieren oder 
Entsorgen;

j. Inverkehrbringen: jede Abgabe von Pflanzen aus neuen Züchtungstechnolo-
gien an Dritte im Inland, insbesondere das Verkaufen, Tauschen, Schenken, 
Vermieten, Verleihen und Zusenden zur Ansicht, sowie die Einfuhr; nicht als 
Inverkehrbringen gilt die Abgabe für Tätigkeiten in geschlossenen Systemen 
und für Freisetzungsversuche.

2. Kapitel: Umgang mit Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien
1. Abschnitt: Allgemeine Anforderungen

Art. 5 Schutz von Mensch, Tier, Umwelt und biologischer Vielfalt
1 Mit Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien darf nur so umgegangen werden, 
dass sie, ihre Stoffwechselprodukte und ihre Abfälle:

a. Mensch, Tier oder Umwelt nicht gefährden können;
b. die biologische Vielfalt und deren nachhaltige Nutzung nicht beeinträchtigen.

2 Gefährdungen und Beeinträchtigungen müssen sowohl einzeln als auch gesamthaft 
und nach ihrem Zusammenwirken beurteilt werden; dabei sollen auch die Zusammen-
hänge mit anderen Gefährdungen und Beeinträchtigungen beachtet werden, die nicht 
von Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien herrühren.

Art. 6 Achtung der Würde der Kreatur
1 Bei Pflanzen darf durch Veränderungen des Erbmaterials durch neue Züchtungs-
technologien die Würde der Kreatur nicht missachtet werden. Diese wird namentlich 
missachtet, wenn artspezifische Eigenschaften, Funktionen oder Lebensweisen erheb-
lich beeinträchtigt werden und dies nicht durch überwiegende schutzwürdige Interes-
sen gerechtfertigt ist. 
2 Ob die Würde der Kreatur missachtet ist, wird im Einzelfall anhand einer Abwägung 
zwischen der Schwere der Beeinträchtigung der Pflanzen und der Bedeutung der 
schutzwürdigen Interessen beurteilt. Schutzwürdige Interessen sind insbesondere:

a. die Gesundheit von Mensch und Tier;
b. die Sicherung einer ausreichenden Ernährung;
c. die Verminderung ökologischer Beeinträchtigungen;
d. die Erhaltung und Verbesserung ökologischer Lebensbedingungen;
e. ein wesentlicher Nutzen für die Gesellschaft auf wirtschaftlicher, sozialer oder 

ökologischer Ebene;
f. die Wissensvermehrung.
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3 Der Bundesrat legt fest, unter welchen Voraussetzungen Veränderungen des Erbma-
terials durch neue Züchtungstechnologien ohne Interessenabwägung ausnahmsweise 
zulässig sind.

Art. 7 Schutz der Produktion von Erzeugnissen aus Pflanzen aus 
herkömmlicher Züchtung und der Wahlfreiheit

1 Mit Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien darf nur so umgegangen werden, 
dass sie, ihre Stoffwechselprodukte oder ihre Abfälle die Produktion von Erzeugnis-
sen aus Pflanzen aus herkömmlicher Züchtung sowie die Wahlfreiheit der Konsumen-
tinnen und Konsumenten nicht beeinträchtigen. 
2 Wer mit Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien umgeht, muss insbesondere die 
angemessene Sorgfalt walten lassen, um unerwünschte Vermischungen mit Pflanzen 
aus herkömmlicher Züchtung zu vermeiden (Trennung des Warenflusses). Dazu ge-
hört die Einhaltung hinreichender Mindestabstände zu Flächen, auf denen Pflanzen 
aus herkömmlicher Züchtung angebaut werden. 
3 Der Bundesrat erlässt Bestimmungen über die Trennung des Warenflusses und über 
Vorkehrungen zur Vermeidung von Verunreinigungen. Er legt insbesondere die Min-
destabstände fest. Er berücksichtigt übernationale Empfehlungen sowie die Aussen-
handelsbeziehungen.

2. Abschnitt: Umgang in geschlossenen Systemen
Art. 8
1 Mit Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien, die weder im Versuch freigesetzt 
(Art. 9 und 10) noch in Verkehr gebracht werden dürfen (Art. 11 und 12), darf in ge-
schlossenen Systemen umgegangen werden, wenn alle Einschliessungsmassnahmen 
getroffen werden, die insbesondere zum Schutz von Mensch, Tier und Umwelt sowie 
der biologischen Vielfalt erforderlich sind.
2 Der Bundesrat sieht für den Umgang in geschlossenen Systemen eine Melde- oder 
Bewilligungspflicht vor; er regelt die Voraussetzungen und das Verfahren.

3. Abschnitt: Freisetzungsversuche

Art. 9 Bewilligungspflicht und Bewilligungsvoraussetzungen
1 Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien, die nicht in Verkehr gebracht werden 
dürfen (Art. 11 und 12), dürfen nur mit einer Bewilligung des Bundes im Versuch 
freigesetzt werden.
2 Die Bewilligung wird erteilt, wenn die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller nach-
weist, dass:

a. die angestrebten Erkenntnisse nicht durch Versuche in geschlossenen Syste-
men gewonnen werden können;



Erlasstitel «%ASFF_YYYY_ID»

5 / 17

b. der Versuch auch einen Beitrag zur Erforschung der Biosicherheit von Pflan-
zen aus neuen Züchtungstechnologien leistet;

c. nach dem Stand der Wissenschaft eine Verbreitung dieser Pflanzen und ihrer 
neuen Eigenschaften ausgeschlossen werden kann und die Anforderungen 
nach Artikel 5 Absatz 1 nicht in anderer Weise verletzt werden können;

d. die Würde der Kreatur bei der verwendeten Pflanze durch den Einsatz der 
neuen Züchtungstechnologien nicht missachtet worden ist; und

e. die Produktion von Erzeugnissen aus Pflanzen aus herkömmlicher Züchtung 
sowie die Wahlfreiheit der Konsumentinnen und Konsumenten nicht beein-
trächtigt werden. 

3 Der Bundesrat regelt das Verfahren und die Information der Öffentlichkeit.

Art. 10 Entscheid über die Vergleichbarkeit
1 Weist die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller nach, dass bereits ein Freisetzungs-
versuch mit oder das Inverkehrbringen von Pflanzen aus neuen Züchtungstechnolo-
gien bewilligt wurde, deren biologische Eigenschaften und gentechnische Verände-
rungen vergleichbar sind, genügt für Freisetzungsversuche mit solchen Pflanzen ein 
Entscheid des Bundes, der die Vergleichbarkeit bestätigt.
2 Die biologischen Eigenschaften und die gentechnischen Veränderungen von Pflan-
zen aus neuen Züchtungstechnologien sind vergleichbar, wenn: 

a. die Pflanzen derselben Art angehören, und
b. dieselben gentechnischen Veränderungen an demselben Ort im Erbmaterial 

vorgenommen wurden und sich daraus dieselben neuen Eigenschaften erge-
ben. 

3 Der Bundesrat legt fest, in welchen weiteren Fällen die biologischen Eigenschaften 
und die gentechnischen Veränderungen von Pflanzen aus neuen Züchtungstechnolo-
gien vergleichbar sind; er berücksichtigt dabei: 

a. ob die Pflanzen derselben Art angehören oder ob sie sich kreuzen lassen; und
b. welche gentechnischen Veränderungen vorgenommen wurden und welche 

neuen Eigenschaften sich daraus ergeben.
4 Für Entscheide über die Vergleichbarkeit berücksichtigt die zuständige Behörde 
auch Bewilligungen ausländischer Behörden, sofern die Anforderungen an deren Er-
teilung mit jenen nach Artikel 9 Absatz 2 Buchstaben c und e oder Artikel 11 Absatz 
2 Buchstaben a und c vergleichbar sind. 
5 Der Bundesrat regelt das Verfahren und die Information der Öffentlichkeit.
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4. Abschnitt: Inverkehrbringen

Art. 11 Bewilligungspflicht und Bewilligungsvoraussetzungen
1 Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien dürfen nur mit einer Bewilligung des 
Bundes in Verkehr gebracht werden. 
2 Die Bewilligung wird erteilt, wenn die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller nach-
weist, dass:

a. aufgrund von Versuchen im geschlossenen System und aufgrund von Freiset-
zungsversuchen belegt ist, dass sie:
1. sich oder ihre Eigenschaften nicht in unerwünschter Weise verbreiten;
2. die Population geschützter oder für das betroffene Ökosystem wichtiger 

Organismen nicht beeinträchtigen;
3. nicht zum unbeabsichtigten Aussterben einer Art von Organismen füh-

ren;
4. den Stoffhaushalt der Umwelt nicht schwerwiegend oder dauerhaft be-

einträchtigen;
5. keine wichtigen Funktionen des betroffenen Ökosystems, insbesondere 

die Fruchtbarkeit des Bodens, schwerwiegend oder dauerhaft beeinträch-
tigen; und 

6. nicht in anderer Weise die Anforderungen nach Artikel 5 Absatz 1 ver-
letzen.

b. die Würde der Kreatur bei den verwendeten Pflanzen durch den Einsatz der 
neuen Züchtungstechnologien nicht missachtet worden ist; 

c. die Produktion von Erzeugnissen aus Pflanzen aus herkömmlicher Züchtung 
sowie die Wahlfreiheit der Konsumentinnen und Konsumenten nicht beein-
trächtigt werden;

d. die Pflanzen gegenüber Pflanzen aus herkömmlicher Züchtung für die Land-
wirtschaft, die Umwelt oder die Konsumentinnen und Konsumenten einen 
Mehrwert aufweisen.

3 Ein Mehrwert liegt insbesondere vor, wenn die mit neuen Züchtungstechnologien 
erzeugte Veränderung der Pflanzen die Umwelteinwirkungen des Anbaus verringert, 
die Produktequalität verbessert oder die Widerstandsfähigkeit des pflanzlichen Mate-
rials erhöht und so die Nutzung des Ertragspotenzials ermöglicht. 
4 Der Bundesrat regelt das Verfahren und die Information der Öffentlichkeit. 

Art. 12 Entscheid über die Vergleichbarkeit
1 Weist die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller nach, dass bereits ein Freisetzungs-
versuch mit oder das Inverkehrbringen von Pflanzen aus neuen Züchtungstechnolo-
gien bewilligt wurde, deren biologische Eigenschaften und gentechnische Verände-
rungen vergleichbar sind, genügt für das Inverkehrbringen solcher Pflanzen ein 
Entscheid über die Vergleichbarkeit sowie über den Mehrwert nach Artikel 11 Ab-
satz 2 Buchstabe d.
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2 Für die Vergleichbarkeit der biologischen Eigenschaften und der gentechnischen 
Veränderungen von Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien ist Artikel 10 Ab-
sätze 3 und 4 anwendbar.
3 Für Entscheide über die Vergleichbarkeit berücksichtigt die zuständige Behörde 
auch Bewilligungen ausländischer Behörden, sofern die Anforderungen an deren Er-
teilung mit jenen nach Artikel 9 Absatz 2 Buchstaben c und d oder Artikel 11 Absatz 
2 vergleichbar sind.
4 Wer bereits über einen Entscheid über die Vergleichbarkeit nach Artikel 10 Absatz 1 
verfügt, benötigt ausschliesslich einen Entscheid über den Mehrwert nach Artikel 11 
Absatz 2 Buchstabe d.
5 Der Bundesrat regelt das Verfahren und die Information der Öffentlichkeit.

Art. 13 Information bei der Abgabe und Einhaltung von Anweisungen
1 Wer Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien in Verkehr bringt, muss die Abneh-
merin oder den Abnehmer:

a. über die Eigenschaften der Pflanze, die für die Anwendung der Artikel 5–7 
von Bedeutung sind, informieren;

b. so anweisen, dass beim bestimmungsgemässen Umgang mit den Pflanzen die 
Anforderungen nach den Artikeln 5–7 nicht verletzt werden.

2 Die Abgabe von kennzeichnungspflichtigen Pflanzen aus neuen Züchtungstechno-
logien an land- und waldwirtschaftliche Betriebe bedarf der schriftlichen Zustimmung 
der Betriebsinhaberinnen oder Betriebsinhaber.
3 Abnehmerinnen und Abnehmer müssen Anweisungen von Herstellerinnen und Her-
stellern und von Importeurinnen und Importeuren einhalten.

Art. 14 Kennzeichnung 
1 Wer Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien in Verkehr bringt, muss sie für die 
Abnehmerinnen und Abnehmer als solche kennzeichnen.
2 Die Kennzeichnung muss so gestaltet sein, dass die Wahlfreiheit der Konsumentin-
nen und Konsumenten gewährleistet wird und Täuschungen über Erzeugnisse verhin-
dert werden.
3 Sie muss die Worte «aus neuen Züchtungstechnologien» oder «aus neuen genomi-
schen Verfahren» enthalten.
4 Der Bundesrat legt für Gemische, Gegenstände und Erzeugnisse, die unbeabsichtigt 
Spuren von Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien enthalten, Schwellenwerte 
fest, unterhalb derer keine Kennzeichnung erforderlich ist. Bestehen keine geeigneten 
Methoden zum Nachweis solcher Spuren, so kann der Bundesrat vorsehen, dass die 
Kennzeichnung anders gestaltet sein kann als nach Absatz 2 oder dass auf eine Kenn-
zeichnung verzichtet werden kann.
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5 Spuren von Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien gelten als unbeabsichtigt, 
wenn die Kennzeichnungspflichtigen nachweisen, dass sie die Warenflüsse sorgfältig 
kontrolliert und erfasst haben.
6 Der Bundesrat regelt die Kennzeichnung von Erzeugnissen, insbesondere von Le-
bens- und Futtermitteln sowie Zusatzstoffen, die aus Pflanzen aus neuen Züchtungs-
technologien gewonnen wurden.
7 Beim Erlass der Vorschriften dieses Artikels berücksichtigt der Bundesrat überna-
tionale Empfehlungen sowie die Aussenhandelsbeziehungen.

5. Abschnitt: Gemeinsame Bestimmungen

Art. 15 Einspracheverfahren 
1 Von der zuständigen Behörde werden im Bundesblatt publiziert und während 30 
Tagen öffentlich aufgelegt:

a. Gesuche um eine Bewilligung für Freisetzungsversuche mit und das Inver-
kehrbringen von Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien (Art. 9 Abs. 1 
und 11 Abs. 1); 

b. Gesuche um einen Entscheid über die Vergleichbarkeit (Art. 10 Abs. 1 
und 12 Abs. 1).

2 Wer nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz vom 20. Dezember 19685 Partei ist, 
kann innerhalb der Auflagefrist bei der zuständigen Behörde Einsprache erheben. Wer 
keine Einsprache erhebt, ist vom weiteren Verfahren ausgeschlossen.

Art. 16 Überprüfung von Bewilligungen und Entscheiden über die 
Vergleichbarkeit

1 Die zuständige Behörde überprüft Bewilligungen und Entscheide über die Ver-
gleichbarkeit regelmässig daraufhin, ob sie aufrechterhalten werden können.
2 Wer über eine Bewilligung oder einen Entscheid über die Vergleichbarkeit verfügt, 
muss neue Erkenntnisse, welche zu einer neuen Beurteilung von Gefährdungen oder 
Beeinträchtigungen oder der Vergleichbarkeit führen könnten, der zuständigen Be-
hörde von sich aus bekannt geben, sobald sie oder er davon Kenntnis hat.

Art. 17 Ausnahmen von der Bewilligungs- und der Meldepflicht; 
Selbstkontrolle

1 Der Bundesrat kann für bestimmte Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien Ver-
einfachungen bei der Bewilligungs- oder Meldepflicht oder der Pflicht zur Einholung 
eines Entscheids über die Vergleichbarkeit oder Ausnahmen von diesen Pflichten vor-
sehen, wenn nach dem Stand der Wissenschaft oder nach der Erfahrung eine Verlet-
zung der allgemeinen Anforderungen nach den Artikeln 5–7 ausgeschlossen ist.

 

5 SR 172.021
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2 Besteht für den Umgang in geschlossenen Systemen oder für das Inverkehrbringen 
bestimmter Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien keine Bewilligungspflicht 
oder Pflicht zur Einholung eines Entscheids über die Vergleichbarkeit, so muss die 
Person , die mit diesen Pflanzen in geschlossenen Systemen umgehen oder diese in 
Verkehr bringen will, die Einhaltung der allgemeinen Anforderungen nach den Arti-
keln 5–7 selbst kontrollieren.
3 Der Bundesrat regelt Art, Umfang und Überprüfung der Selbstkontrolle. 

3. Kapitel: Information der Öffentlichkeit, Aktenzugang sowie weitere 
Vorschriften des Bundesrates

Art. 18 Information der Öffentlichkeit und Aktenzugang
1 Die zuständige Behörde veröffentlicht ein Verzeichnis mit: 

a. Pflanzen, für die eine Bewilligung für Freisetzungsversuche oder für das In-
verkehrbringen erteilt wurde;

b. Pflanzen, über die ein Entscheid über die Vergleichbarkeit getroffen wurde. 
2 Die Behörden können nach Anhören der Betroffenen im Rahmen des Vollzugs er-
haltene Auskünfte sowie Ergebnisse von Erhebungen oder Kontrollen veröffentli-
chen, sofern dies von allgemeinem Interesse ist. Das Fabrikations- und das Geschäfts-
geheimnis bleiben gewahrt.
3 Der Anspruch auf Zugang zu Informationen in amtlichen Dokumenten über den 
Umgang mit Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien oder mit daraus gewonnenen 
Erzeugnissen richtet sich nach Artikel 10g des Umweltschutzgesetzes vom 7. Oktober 
19836.

Art. 19 Weitere Vorschriften des Bundesrates
1 Der Bundesrat erlässt über den Umgang mit Pflanzen aus neuen Züchtungstechno-
logien und ihren Stoffwechselprodukten und Abfällen weitere Vorschriften, wenn we-
gen deren Eigenschaften, deren Verwendungsart oder deren Verbrauchsmenge die all-
gemeinen Anforderungen nach den Artikeln 5–7 verletzt werden können.
2 Für solche Pflanzen und ihre Stoffwechselprodukte und Abfälle kann er insbeson-
dere:

a. den Transport sowie deren Ein-, Aus- und Durchfuhr regeln;
b. den Umgang zusätzlichen Bewilligungsvoraussetzungen unterstellen, diesen 

einschränken oder verbieten;
c. zur Bekämpfung oder zur Verhütung ihres Auftretens Massnahmen vorschrei-

ben;
d. zur Verhinderung der Beeinträchtigung der biologischen Vielfalt und deren 

nachhaltiger Nutzung Massnahmen vorschreiben;
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e. für den Umgang Langzeituntersuchungen vorschreiben;
f. im Zusammenhang mit den Artikeln 9–12 öffentliche Anhörungen vorsehen.

4. Kapitel: Vollzug

Art. 20 Vollzug
1 Der Bund vollzieht dieses Gesetz, soweit der Vollzug nicht bereits nach anderen 
Bundesgesetzen, die namentlich den Umgang mit Gegenständen und Erzeugnissen 
regeln, den Kantonen zugewiesen ist. 
2 Der Bundesrat erlässt die Ausführungsvorschriften.
3 Er kann für bestimmte Vollzugsaufgaben nach diesem Gesetz, insbesondere für die 
Kontrolle und Überwachung, die Kantone beiziehen. 
4 Die Vollzugsbehörde kann Organisationen und Personen des öffentlichen oder pri-
vaten Rechts mit bestimmten Vollzugsaufgaben, insbesondere die Kontrolle und 
Überwachung, beauftragen.
5 Die Kosten von Massnahmen, welche die Behörden zur Abwehr einer unmittelbar 
drohenden Gefährdung oder Beeinträchtigung sowie zu deren Feststellung und Behe-
bung treffen, werden dem Verursacher überbunden.

Art. 21 Koordination des Vollzugs
1 Die Bundesbehörde, die aufgrund eines anderen Bundesgesetzes oder eines Staats-
vertrages Vorschriften über Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien vollzieht, ist 
bei der Erfüllung dieser Aufgabe auch für den Vollzug dieses Gesetzes zuständig. Die 
Bundesbehörden entscheiden mit Zustimmung der anderen betroffenen Bundesstellen 
und, wo das Bundesrecht es vorsieht, nach Anhörung der betroffenen Kantone.
2 Untersteht der Umgang mit Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien neben Be-
willigungs- oder Meldeverfahren von Bundesbehörden auch Planungs- und Bewilli-
gungsverfahren kantonaler Behörden, bezeichnet der Bundesrat eine verfahrenslei-
tende Stelle, die für die Verfahrenskoordination sorgt.

Art. 22 Beratende Kommissionen 
1 Die Eidgenössische Fachkommission für biologische Sicherheit (EFBS) und die 
Eidgenössischen Ethikkommission für die Biotechnologie im Ausserhumanbereich 
(EKAH) nehmen ihre Aufgaben nach den Artikeln 22 und 23 des Gentechnikgesetzes 
vom 21. März 20037 (GTG) auch im Bereich der neuen Züchtungstechnologien wahr. 
2 Die Pflicht der Bewilligungsbehörde zur Anhörung der EFBS und der EKAH gilt 
auch für Bewilligungen und Entscheide der Vergleichbarkeit nach dem vorliegenden 
Gesetz.
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Art. 23 Auskunftspflicht und Vertraulichkeit
1 Jede Person ist verpflichtet, den Behörden die für den Vollzug erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen und nötigenfalls Abklärungen durchzuführen oder zu dulden.
2 Der Bundesrat kann anordnen, dass Verzeichnisse mit Angaben über die Art, Menge 
und Beurteilung von Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien geführt, aufbewahrt 
und auf Verlangen den Behörden zur Verfügung gestellt werden.
3 Der Bund führt Erhebungen über den Umgang mit Pflanzen aus neuen Züchtungs-
technologien durch. Der Bundesrat legt fest, welche Angaben über solche Pflanzen, 
die aufgrund anderer Bundesgesetze erhoben werden, der Bundesbehörde, die die Er-
hebung durchführt, zur Verfügung zu stellen sind.
4 Angaben, an deren Geheimhaltung ein schutzwürdiges Interesse besteht, wie Anga-
ben über Geschäfts- und Fabrikationsgeheimnisse, sind vertraulich zu behandeln.

Art. 24 Umweltmonitoring
1 Der Bund sorgt für den Aufbau und den Betrieb eines Monitoringsystems, mit dem 
eine unerwünschte Verbreitung von Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien fest-
gestellt sowie mögliche Auswirkungen auf die Umwelt und die biologische Vielfalt 
durch solche Pflanzen frühzeitig erkannt werden können.
2 Die Kantone teilen dem Bund verfügbare Informationen und Daten mit, die für das 
Umweltmonitoring von Bedeutung sind.

Art. 25 Gebühren
Der Bundesrat setzt die Gebühren für den Vollzug durch die Bundesbehörden fest. 

Art. 26 Forschung und öffentlicher Dialog
1 Der Bund kann Forschungsarbeiten und Technologiefolgenabschätzungen in Auf-
trag geben.
2 Er fördert die Kenntnisse der Bevölkerung und den öffentlichen Dialog über den 
Einsatz sowie die Chancen und Risiken der neuen Züchtungstechnologien.

5. Kapitel: Rechtspflege

Art. 27 Beschwerdeverfahren
Das Beschwerdeverfahren richtet sich nach den allgemeinen Bestimmungen über die 
Bundesrechtspflege.

Art. 28 Verbandsbeschwerde
1 Gegen Bewilligungen für das Inverkehrbringen von Pflanzen aus neuen Züchtungs-
technologien (Art. 11 Abs. 1) und gegen Entscheide über die Vergleichbarkeit (Art. 
10 Abs. 1 und 12 Abs. 1) steht gesamtschweizerischen Umweltschutzorganisationen, 
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die mindestens zehn Jahre vor Einreichung der Beschwerde gegründet wurden, das 
Beschwerderecht zu. 
2 Der Bundesrat bezeichnet die zur Beschwerde berechtigten Organisationen. 

Art. 29 Behördenbeschwerde
1 Das Bundesamt für Umwelt ist berechtigt, gegen Verfügungen von kantonalen Be-
hörden in Anwendung dieses Gesetzes und seiner Ausführungserlasse die Rechtsmit-
tel des kantonalen und eidgenössischen Rechts zu ergreifen. 
2 Die gleiche Berechtigung steht auch Kantonen zu, soweit Beeinträchtigungen aus 
Nachbarkantonen auf ihr Gebiet strittig sind.

6. Kapitel: Haftpflicht

Art. 30 Haftung
Die Haftung richtet sich sinngemäss nach den Artikeln 30–33 GTG8. Der Begriff «be-
willigungspflichtige Person» umfasst dabei auch Personen, für die ein Entscheid über 
die Vergleichbarkeit nach Artikel 10 oder 12 genügt.

Art. 31 Sicherstellung
1 Der Bundesrat kann vorsehen, dass bewilligungs- und meldepflichtige Personen 
oder jene Personen, die einen Entscheid über die Vergleichbarkeit einholen müssen, 
ihre Haftpflicht durch Versicherung oder in anderer Form sicherstellen müssen.
2 Er legt den Umfang und die Dauer der Sicherstellung fest. Er kann vorsehen, dass 
die Sicherstellung erst 60 Tage nach Eingang der Meldung des entstandenen Schadens 
aussetzt oder aufhört.
3 Er kann die Personen, die die Haftpflicht sicherstellen, verpflichten, der Vollzugs-
behörde das Bestehen, Aussetzen und Aufhören der Sicherstellung zu melden.

7. Kapitel: Strafbestimmungen, Verwaltungsmassnahmen und 
Verwaltungssanktion

Art. 32 Strafbestimmungen
1 Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer vorsätzlich:

a. mit Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien so umgeht, dass die allgemei-
nen Anforderungen nach den Artikeln 5–7 verletzt werden; 

b. beim Umgang mit Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien in geschlosse-
nen Systemen nicht alle erforderlichen Einschliessungsmassnahmen trifft 
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oder gegen die Melde- oder Bewilligungspflicht für Versuche in geschlosse-
nen Systemen verstösst (Art. 8);

c. Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien ohne Bewilligung oder ohne Ent-
scheid über die Vergleichbarkeit im Versuch freisetzt oder in Verkehr bringt 
oder gegen die Bewilligung oder den Entscheid über die Vergleichbarkeit ver-
stösst (Art. 9 Abs. 1, 10 Abs. 1, 11 Abs. 1 und 12 Abs. 1); 

d. Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien in Verkehr bringt, ohne die Ab-
nehmerin oder den Abnehmer vorschriftsgemäss zu informieren und anzuwei-
sen (Art. 13 Abs. 1);

e. mit Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien entgegen den Anweisungen 
umgeht (Art. 13 Abs. 3);

f. Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien in Verkehr bringt, ohne sie für die 
Abnehmerin oder den Abnehmer als solche zu kennzeichnen (Art. 14 Abs. 1–
3);

g. die Vorschriften über die Kennzeichnung von Erzeugnissen, die aus Pflanzen 
aus neuen Züchtungstechnologien gewonnen wurden, verletzt (Art. 14 
Abs. 6);

h. gegen die Pflicht zur Selbstkontrolle verstösst (Art. 17 Abs. 2)
i. weitere Vorschriften über den Umgang mit Pflanzen aus neuen Züchtungs-

technologien verletzt (Art. 19). 
2 Handelt die Täterin oder der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Geldstrafe.

Art. 33 Verwaltungsmassnahmen
Bei Widerhandlungen gegen dieses Gesetz, dessen Ausführungsbestimmungen oder 
die gestützt darauf erlassenen Verfügungen kann die zuständige Behörde folgende 
Verwaltungsmassnahmen verfügen:

a. Verbot von Tätigkeiten;
b. Entzug von Bewilligungen;
c. kostenpflichtige Ersatzvornahme;
d. Beschlagnahme, Einziehung und Vernichtung. 

2 Bei der Verfügung von Verwaltungsmassnahmen nach Absatz 1 Buchstabe d dabei 
koordiniert die zuständige Behörde das Verfahren soweit erforderlich mit den Straf-
verfolgungsbehörden. 

Art. 34 Verwaltungssanktion
Verstösst eine Inhaberin oder ein Inhaber einer Bewilligung gegen dieses Gesetz, des-
sen Ausführungsbestimmungen oder die Bewilligung, so kann die zuständige Behörde 
sie oder ihn mit einem Betrag bis zum doppelten Bruttoerlös der unrechtmässig in 
Verkehr gebrachten Produkte belasten.
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8. Kapitel: Schlussbestimmungen

Art. 35 Änderung anderer Erlasse
Die Änderung anderer Erlasse wird im Anhang geregelt.

Art. 36 Referendum und Inkrafttreten
1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.
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Anhang

Änderung anderer Erlasse 

Die nachstehenden Bundesgesetze werden wie folgt geändert: 

1. Gentechnikgesetz vom 21. März 20039 

Art. 3 Abs. 1bis

1bis Für den Umgang mit Pflanzen, deren Erbmaterial mit neuen Züchtungstechnolo-
gien verändert wurde und die kein transgenes Erbmaterial enthalten, sowie für den 
Umgang mit deren Stoffwechselprodukten und Abfällen gilt das Züchtungstechnolo-
giengesetz vom …10 (NZTG). 

Art. 7 Schutz der Produktion ohne gentechnisch veränderte Organismen oder 
mit Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien und Schutz der Wahl-
freiheit 

Mit gentechnisch veränderten Organismen darf nur so umgegangen werden, dass sie, 
ihre Stoffwechselprodukte oder ihre Abfälle weder die Produktion von Erzeugnissen 
ohne gentechnisch veränderte Organismen und von Erzeugnissen aus Pflanzen aus 
neuen Züchtungstechnologien nach dem NZTG11 noch die Wahlfreiheit der Konsu-
mentinnen und Konsumenten beeinträchtigen.

Art. 16 Abs. 1
1 Wer mit gentechnisch veränderten Organismen umgeht, muss die angemessene 
Sorgfalt walten lassen, um unerwünschte Vermischungen mit gentechnisch nicht ver-
änderten Organismen oder mit Pflanzen aus neuen Züchtungstechnologien nach 
NZTG12 zu vermeiden.

Gliederungstitel vor Art. 35
6. Kapitel: Strafbestimmungen, Verwaltungsmassnahmen und 
Verwaltungssanktion

Art. 35a Verwaltungsmassnahmen
Bei Widerhandlungen gegen dieses Gesetz, dessen Ausführungsbestimmungen oder 
die gestützt darauf erlassenen Verfügungen kann die zuständige Behörde folgende 
Verwaltungsmassnahmen verfügen:
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a. Verbot von Tätigkeiten;
b. Entzug von Bewilligungen;
c. kostenpflichtige Ersatzvornahme;
d. Beschlagnahme, Einziehung und Vernichtung; 

2 Bei der Verfügung von Verwaltungsmassnahmen nach Absatz 1 Buchstabe d koor-
diniert die zuständige Behörde das Verfahren soweit erforderlich mit den Strafverfol-
gungsbehörden.

Art. 35b Verwaltungssanktion
Verstösst eine Inhaberin oder ein Inhaber einer Bewilligung gegen dieses Gesetz, des-
sen Ausführungsbestimmungen oder die Bewilligung, so kann die zuständige Behörde 
sie oder ihn mit einem Betrag bis zum doppelten Bruttoerlös der unrechtmässig in 
Verkehr gebrachten Produkte belasten.

Art. 37a Übergangsfrist für das Inverkehrbringen gentechnisch veränderter Or-
ganismen 

Für das Inverkehrbringen von gentechnisch veränderten Pflanzen und Pflanzenteilen, 
gentechnisch verändertem Saatgut und anderem pflanzlichem Vermehrungsmaterial 
sowie gentechnisch veränderten Tieren zu landwirtschaftlichen, gartenbaulichen oder 
waldwirtschaftlichen Zwecken dürfen für den Zeitraum bis zum [neues Enddatum] 
keine Bewilligungen erteilt werden. Davon ausgenommen sind Pflanzen aus neuen 
Züchtungstechnologien nach dem NZTG13.

2. Umweltschutzgesetz vom 7. Oktober 198314 

Art. 29a Abs. 2bis

2bis Für den Umgang mit Pflanzen, deren Erbmaterial mit neuen Züchtungstechnolo-
gien verändert wurde und die kein transgenes Erbmaterial enthalten, sowie für den 
Umgang mit deren Stoffwechselprodukten und Abfällen gilt das Züchtungstechnolo-
giengesetz vom …15.
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3. Lebensmittelgesetz vom 20. Juni 201416 

Art. 20 Abs. 1 zweiter Satz
1 ... Er beachtet dabei die Anforderungen des Gentechnikgesetzes vom 21. März 
200317 und des Züchtungstechnologiengesetzes vom ...18.

Art. 42 Abs. 5 Bst. cbis

5 Der Bundesrat koordiniert den Vollzug dieses Gesetzes mit dem Vollzug namentlich 
der folgenden Gesetze:

...
cbis. Züchtungstechnologiengesetz vom ... 19; 
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